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3 In dem Rechtsstreit
Zugestellt
an Revo—Kl. am

°
' .

17.August 1965, ° ° ° - °

an Rev.—Bekl. am . . . „ .23° Juli 1965
‘

Beklagte und Rev1s10nsklager1n9

gegen

Kläger und Revisionsbeklagter,

hat der 5° Senat des Bundessozialgerichts in Kassel

ohne mündliche Verhandlung am 2° Juli 4965 durch

Senatspräsident R i c h t e r
Vorsitzender9

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h ?
Bundesrichter Dr° w i t t e?

\
\
\
\
\
\
\
\ Bundessozialrichter V o l p e r s9
J Bundessozialrichtcr van B ü r c k‚
\
\

\
\für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts N rdrhein—Westfalen vom 47° Januar
\1965 aufgehobeno Die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 24„ Mai
11961 wird zurückgewiesen° ‘

Außergerichtliche Kosten sind unter den Beteiligten

nicht zu erstatten„
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Der Kläger bezog von der Beklagten zunächst die Knapp—

schaftsrente alten Rechts in Höhe von monatlich 141,70 DM

und gemäß Bescheid vom 16° September 1959 mit Wirkung vom

1° August 1957 an die Gesamtleistung wegen Erwerbsunfähig—

keit in Höhe von monatlich 316,50 DM„ Seine Ehefrau bezieht

von der Landesversicherungsanstalt Westfalen seit Oktober

1956 die Invalidenrente, die vom 1° Januar 1957 an monat—

' lieh 85,60 DM betrug° Vorher war sie als Heimarbeiterin

tätig und bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Watten—

scheid für den Krankheitsfall versichert„ ‘

In der Zeit vom 25„ April bis zum 5° Juli 1955 und vom

' 5, März bis zum 6. September 1956 war die Ehefrau des Klä-

gers wegen Herzinsuffizienz arbeitsunfähig krank und erhielt

von der AOK Krankengeld bzwo Krankenhauspflege° In der Zeit

vom 25° April bis zum 250 Mai 1958 wurde sie wegen Herz-

insuffizienz erneut stationär'behandclto Die AOK Watten—

scheid lehnte die Übernahme der Krankenhauskosten ab, weil

die Versicherte ausgesteuert sei; sie zahlte nur täglich

1,—— DM als Abgeltung für die Krankenpflegeß

Der Kläger beantragte bei der beklagten Knappschaft die

Übernahme der Krankenhauskosten als Familienkrankenhili‘e°

Mit Bescheid vom 1° Juli 1960 lehnte die Beklagte den

Antrag ab; die Ehefrau des Klägers sei wegen eigenen Renten—

bezuges bei der AOK versichert, der Kläger habe daher kei-

nen Anspruch auf Familienhilfe nach 5 205 der Reichsver—
sicherungsord■ung (RVG)° Der Widerspruch des Klägers

blieb erfblgloso

Mit der Kkgp beim Sozialgericht (SG) beantragte der Kläger

die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung der Krankenhaus—

kosten in Höhe von 555,10 DM„ Die Klage wurde abgewiesen°

In der Berufungsinstanz trug der Kläger vor, das Fürsorge-

amt‚ das die Krankenhauskosten zunächst bezahlt habe, ver—
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lange von ihm die ratenweise Erstattung; er habe bisher

' 909——DM gezahlto Der Kläger beantragte nunmehrE>

unter
Abänderung des angefochtenen Urteils

festzustellen‚ daß die Beklagte verpflichtet

ist? die Krankenhauskosten für die stationäre

Behandlung seiner Ehefrau vom 25° April bis zum

25° Mai 1958 in Höhe von 555,40 DH zu trageno

Das Landessozialgericht (LSG) hat antragsgemäß entschieden:

Die Feststellungsklage9 auf die sich die Beklagte in der
. *

mündlichen Verhandlung vor dem LSG9 ohne der Klägeänderung

zu widersprechen? eingelassen habe? sei zulässig und in

der Sache begründet° Die Beklagte sei nach @ 205_RVO ver—
pflichtet, die Krankenhauskosten

zu tragen° Die Ehefrau des

Klägers sei diesem gegenüber in der streitigen Zeit unter-

haltsberechtigt gewesen‚ weil er das wesentlich höhere Ein-n

kommen gehabt habe° Die Ehefrau habe in dieser Zeit auch

keinen anderweitigen gesetzlichen Anspruch gegen einen

Träger der Krankenversicherung gehabto Zwar sei sie auf

Grund eigenen Rentenbezugs bei der AOK Wattenscheid gegen
Krankheit versichert, sie sei aber bereits seit dem
6° September 4956 wegen der die stationäre Behandlung erfordern-

den Krankheit mit Krankengeld und Krankenhauspflege ausgesteu—

ert gewesen und habe daher insoweit keinen eigenen gesetzlichen

Ansprueho Die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG)

vom 4° Juli 1962 (BSG 17, 186), wonach der Anspruch auf Fami-

lienhilfe nicht dadurch ausgeschlossen wird9 daß für denselben
Krankheitsfall bereits aus eigener Versicherung Leistungen bis

zur Höchstdauer bezogen wurden, müsse auch für den Fall gel-

ten, daß der unterhaltsberechtigte Familienangehörige zwar
noch auséigenem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung

angehöre, aber wegen einer Krankheit mit einer bestimmten

Leistung ausgesteuert sei„

Mit der Revision rügt die Beklagte zunächst, daß das LSG an—
tragsgemäß ein Feststellungsurteil erlassen hat° Da der an—
spruchsbegründende Tatbestand ausschließlich in der Vergan—
genheit liege, sei die Feststellungsklage unzulässig° Es
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fehle hierfür auch an dem erforderlichen Rechtsschutzbedürf—

nis des Klägers, der sein Ziel unmittelbar du—räh die ver—
bundene Anfechtungs+ und Leistungsklage hätte erreichen kön—

‚nen„ Die Beklagte hält das angefochtene Urteil aber auch in

materiell—rechtlicher Hinsicht für fehlerhaft° Die Ehefrau

des Klägers habe während der streitigen Zeit einen eigenen
gesetzlichen Anspruch auf Krankenhilfe gegen die AOK Watten—

scheid gehabt, die auch täglich 4,-- DM als Ersatz für die
gesamte Krankenpflege gezahlt habe„ Ein Anspruch auf Famili-

enkrankenpflege aus der Versicherung des Klägers häbe

daneben nicht bestanden° Die Beklagte beantragt, ‘*
[

_
" ‘ " « . ,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des
SG Gelsenkirchen vom 240 Mai 1961 zurückzu-

weisen,

Der
Kläger,

der das angefochtene Urteil für richtig hält,

beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisenoi

[ \ —
‚

. , .

Beide Parteien sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstandeno ‘

‘Die wegen ausdrücklicher Zulassung durch das LSG (@ 162

Abs° 4 Nr, 1 SGG) statthafte, auch frist- und formgerecht

eingelegte und begründete Revision der Beklagten ist zuläs—

sig und begründet„

Der Übergang von der Leistungs— zur Feststellungsklage in

der Berufungsinstänz war nach 5 99 des Sozialgerichtsge—

setzes(—SGG—) zulässig, weil die Beklagte sich auf die ab-
geänderte Klage eingelassen hat° Auch gegen die Zulässig-

keit der Feststellungsklage bestehen — entgegen der An—

sicht der Beklagten — hier keine Bedenken° Es handelt sich

bei der Frage, ob die Beklagte die Krankenhauskosten zu tra—

gen hat, um die Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste—
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bene eines Rechtsverhältnisses ($.55 Abs° 1 Nr° 1 SGG), und

der Kläger hat ein berechtigtes Interesse an der baldigen

Feststellung (@ 55 Abs° 1 Halbs° 2 SGG)„ Die Zulässigkeit

einer Feststellungsklage ist auch trotz der Möglichkeit zur

Erhebung einer entsprechenden Leistungsklage dann gegeben‚

wenn die Durchführung des Feststellungsverfuhrens unter dem

Gesichtspunkt einer gesunden Prozeßökonomie zu einer sachge—

mäßen und einfacheren Erledigung der aufgetretenen Streit—

punkte führt (BGHZ 2‚ 250;s„a„ RGZ 1Q6, 165; BGHZ 27, 190;

BSG 10, 21; BSG 12, M4 : SozR SGG @ 5@ Nr° 75)° Im vorliegen—

den Falle bstehen gegen die Zulässigkeit der Feststellungs—

kluge schon deshalb keine Bedenken? weil nach dem Vorbrin—

gen des Klägers das Sozialamt die Krankenhauskosten übernommen‚

ihn jedoch auf ratenweise Erstattung in Anspruch genommen

hatte° Eine Leistungsklage hätte also teilweise auf Erstat—

tung, teilweise auf Freistellung gehen müssen, wobei sich

die jeweiligen Teilbeträge in der Zeit zwischen der gericht—

lichen Nachprüfung und der Entscheidung hätten verschieben

können° Für den Kläger genügte es aber, daß die Verpflich—

tung der Beklagten? die Krankenhauskosten in feststehender

Höhe zu tragen, überhaupt festgestellt wurde, weil die be—

klagte Knappschaft sich auch ohne Zwang der Rechtskraft eines

solchen Feststellungsurteils gebeugt hätte„

Eine solche Verpflichtung der Beklagten besteht jedoch nicht°
Familienkrankenpflegé ist nach 5 205 EVO für unterhaltsbe-
rechtigte Ehegatten und Kinder dann zu gewähren, “wenn diese

„„„„„ nicht anderweit einen gesetzlichen Anspruch auf Kran-
kenpflege haben"° Die Ehefrau des Klägers hatte aber einen

solchen Anspruch gegenüber der AOK Wattenscheid aus ihrer eige-

nen Krankenversieherung als Rentnerin° Wenn sie auch mit

Krankenhauspflege bereits ausgesteuert war9 so bestand doch

ihr Anspruch auf Krankenpflege fort; demgemäß hat sie auch

für die streitige Zeit gemäß Abschnitt III des Erlasses vom
2° November 1945 (AN II #87) als Abgeltung für die gesamte

Krankenpflege den Betrag von 1‚——DM täglich erhalten; Wie
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g aber der Eenat bereits in seinem Urteil vom 9° Februar 1964

- 5 RKn60/59 - (BSG449 22) ausgeführt hat‚ entfällt die
;Familienkrankenhilfe nicht erst dann? wenn der Familienan—

‘) gehörige einen eigenen, sich vollinhéltlich mit den auf

der Familienkrankenhilfe beruhenden Leistungen deckenden

Anspruch hat, sondern auch schon dann? wenn jene Leistungen

geringer sind (BSG 449 24)„ Der Senat hat sich hierbei
.auf den Grundsatz der.”Unteilbarkeit der Leistungen” in

der Krankenversicherung berufen? der es nicht zuläßt9 daß

für einen aus verschiedenen versicherungsrechtlichen Bezie-

hungen Berechtigten Ansprüche jeweils dort erhoben werden?

wo dies für die einzelne in Frage kommende Leistung am gün—

stigsten erscheint„ Eine Ausnahme wird nur für den — hier

nicht vorliegenden — Fall anerkannt, daß eine gesetzliche

Regelung die Gewährung ganzer Leistungsarten ausschließt, so

daß die Versicherung nur eine ”Teilversicherung" darstellt°

Hierfür spricht auch der Wortlaut des 5 205 RVO9 wonach

die Familienkrankenhilfe ausgeschlossen ist9 ”wenn” _ nicht
”soweit” —

andérweit ein gesetzlicher Anspruch auf Kran—

kenpflege besteht„ ’ '

Das LSG bezieht sich demgegenüber auf die Entscheidung des

5° Senats vom 40 Juli 1962 (BSG 17, 186)? die in Anlehnung

an die Grundsätzliche Entscheidung des Reichsversicherungs—

amts (BVA) Nr° 5565 (AN 1940, 179) den Anspruch eines Ver—
sicherten auf Familienhilfe für ein unterhaltsberech—

tigtes Kind aueh dann als begründet ansieht, wenn das Kind

wegen der gleichen Krankheit bereits aus eigener Versiche-

rung Leistungen bis zur Aussteuerung erhalten hat„ Dort

war aber das Kind nach der Aussteuerung bereits aus der

eigenen Krankenversicherung au5geschiedeng.bevor die neue
stationäre Behandlung notwendig wurdeo Es ging hier also

nicht mehr um die Frage, ob die Krahkenversicherung des

unterhaltspflichtigen Vaters ihn auf eine noch laufende eige—

ne Versicherung des kranken Kindes verweisen konnte‚ son-
dern darum, ob die dem Kinde während dessen eigener Ver—

\ '>
_ , _ l“‘
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sicherung gewährte Krankenhauspflege, die es bis zur Aus—

steuerung erhalten hatte, auf die wegen der gleichen Krank-

heit erstrebte Familienhilfe anzurechnen war° Nach Ansicht

des erkennenden Senats kommt es aber auf die zweite Frage

.entscheidend nicht mehr an, wenn überhaupt noch ein gesetz-

licher Anspruch auf Krankenpflege, wenn auch in beschränk-

tem Umfang, aus eigener Versicherung besteht°
' die '

Indessen hat auch der 5„ Senat/in dem 00a° Urteil nieder—

gelegte Auffassung mit seinem Urteil vom ”IO° Februar 1965

— 3 BK 64/60 — (SozR RVG @ 205 Nr° 48) inzwischen aufgege—

ben° Das den Versicherungsfall begründende Ereignis bei

der Familienkrankenpflege sei dasselbe wie bei der Ver—

sichertenkrankenpflege, nämlich der Eintritt der Erkran—

kung; dieser Zeitpunkt müsse daher für die Beurteilung der-

Leistungsverpfliehtung zur Familienkrankenpflege als maß—

gebend angesehen werden° Der Anspruch auf Familienkranken-

hilfe sei demnach ausgeschlossen, wenn der Familienange-

hörige zu diesem Zeitpunkt anderweit einen gesetzlichen

Anspruch auf Krankenpflege gehabt habe° Das sei aber der

Fall, wenn sich die Leistungsarten beider Versicherungen
deckteno Demgegenüber sei der Umstand, daß die Ansprüche

auf Krankenpflege und Familiehkrankenpflege zwei getrenn-

ten Versicherungsverhältnissen mit je eigenen Beiträgen

entsprängen und die Anspruchsberechtigten verschieden

seien, nicht von entscheidender Bedeutung, Mit Recht weist

der 5„ Senat in diesem Zusammenhang darauf hin, daß das

Gesetz die Familienkrankenpflege nur unter einer Reihe von
Vorbehalten gewährt und insbesondere ihre Subsidiarität

gegenüber anderen gesetzlichen Ansprüchen auf Krankenpfle—

ge bestimmt hat„ Das Urteil hebt ferner hervor, daß die

der GE Nr„ 5565 zugrunde liegenden Billigkeitserwägungen

inzwischen mit der Verbesserung des Leistungsrechts weit—
gehend weggefallen sind° Bei Ueitergeltung der früheren

Auffassung würde die zeitliche Begrenzung der Krankenhaus-

pflcge sich auf Versicherte, die unterhaltsberechtigte .

Familienangehörige sind, überhaupt nichtmehr auswirken;
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das würde aber weit über das mit der Familienkrankenpflege

'gesteckte Ziel hinausgehen, diese Familienangehörigen man—

gels einer entsprechenden Sicherung an dem Schutz der Kran;

kenversicherung teilhaben zu lassen„ Schließlich wird in

-dem genannten Urteil noch darauf hingewiesen, daß in Fällen.

wie dem vorliegenden zwei Krankenkassen für die Abwicklung

des gleichen Versicherungsfalles zuständig wären; die auf

Grund eigener Versicherung in Anspruch genommene Kranken—

kasse hätte Krankenpflege in Gestalt des Abgeltungsbetra-

- ges, die Krankenkasse des Unterhaltspflichtigen Kranken—

pflege in Gestalt der Krankenhauspflege_zu gewähren° Mit

Recht wird hierzu ausgeführt, man könne dieser Schwierigkeit

nicht durch den Ausschluß des Anspruchs aus der eigenen Ver-

sicherung begegnen, weil dadurch das Verhältnis zwischen dem
vorrangigen Anspruch aus eigener Versicherung und dem sub—

sidiären Anspruch auf Familienkrankenpflege auf den Kopf

gestellt würdeo ' €

Da der Kläger demnach keinen Anspruch gegen die Beklagte

auf Familienkrankenpflege für seine Ehefrau hatte, kann er

von ihr Erstattung der Krankenhauskosten nicht verlangen°

Deshalb war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Be—

rufung des Klägers gegen das klageabweisende Urteil des

SG zurückzuweisen‚ wobei sibh die Abweisung allerdings nun—

mehr auf den in der Berufungsinstanz gestellten Feststel—

lungsantrag (s„oo) bezieht° " J '& ‘
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG°

Die Entscheidung ergeht nach 5 424 Abs° 2 in Verbin-
dung mit 5 155 und 5 165 SGG ohne mündliche Ver-

handlung, nachdcm die Beteiligten sich hiermit ein—

verstanden erklärt haben°
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